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Vorblatt 


Abkommen Deutschland — Türkei 
zur Änderung des Abkommens vom 30. April 1964 
über Soziale Sicherheit 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Das Abkommen vom 30. April 1964 hat sich infolge von Ände- 
rungen des innerstaatlichen Rechts der Sozialen Sicherheit und 
der bei seiner Durchführung gesammelten Erfahrungen als ände- 
rungsbedürftig erwiesen. 


B. Lösung 

Anpassung des Abkommens, dabei auch Einführung einer Rege- 
lung, nach der das Kindergeld in bestimmten Fällen auch un- 
mittelbar an die in der Türkei lebende Familie gezahlt werden 
kann. 

Einstimmigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 28. Mai 1969 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei zur 
Änderung des Abkommens vom 30. April 1964 über Soziale 

Sicherheit 

— Drucksache VI/2430 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Schlei 


Der Gesetzentwurf ist in der 134. Sitzung des 
Bundestages vom 22. September 1971 an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung überwiesen 
worden, der ihn am 23. September 1971 beraten hat. 

1. Zum Gesetzentwurf 

Der Entwurf enthält die in Vertragsgesetzen 
üblichen Bestimmungen. Mit der Vorschrift des Ar- 
tikels 2 soll auf eine einheitliche Auslegung und 
Anwendung des Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Türkei vom 
30. April 1964 über Soziale Sicherheit in der Fas- 
sung des vorliegenden Änderungsabkommens hin- 
gewirkt werden. 

2. Zum Abkommen 

Das Änderungsabkommen zu dem am 1. Novem- 
ber 1965 in Kraft getretenen deutsch-türkischen 
Abkommen über Soziale Sicherheit berücksichtigt 
die seitherige Entwicklung des innerstaatlichen 
Rechts in diesen Ländern und die in der Zwischen- 
zeit gemachten Erfahrungen bei der Anwendung des 
Abkommens. Im einzelnen enthält das Änderungs- 
abkommen besonders Bestimmungen über 


— die Einbeziehung der Pensionskasse der Türkei, 
die unter Erweiterung ihres Geltungsbereichs 
auf alle öffentlich-rechtlichen Bediensteten der 
Türkei an die Stelle der inzwischen aufgelösten 
und in Artikel 2 Nr. 2 Buchstaben d und e des 
Abkommens aufgeführten Pensionskassen ge- 
treten ist, in die Regelungen des Abkommens 
und die Schaffung einer neuen Verbindungs- 
stelle bei dieser Pensionskasse (Artikel 1 Nr. 1, 
2 und 7), 

— die Zuständigkeit der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse, Bonn-Bad Godesberg, für die Krankenver- 
sicherung der in der Türkei wohnenden Bezie- 
her einer deutschen Rente (Artikel 1 Nr. 3), 

— die Bewertung von Ersatz- und Ausfallzeiten 
bei der Rentenberechnung unter Berücksichti- 
gung der mit der Härtenovelle seit dem 1. Juli 
1965 erfolgten Änderungen des deutschen Ren- 
tenversicherungs rechts (Artikel 1 Nr. 4), 

— die Zahlung von Kindergeld in bestimmten Fäl- 
len auch unmittelbar an die in der Türkei lebende 
Familie (Artikel 1 Nr. 5), 

— die vor allem im Interesse einer Arbeitserleichte- 
rung und einer Beschleunigung des zwischen- 
staatlichen Rentenfeststellungsverfahrens den 
berufskonsularischen Vertretungen eingeräumte 
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Berechtigung, die zur Wahrnehmung und Siche- 
rung der Rechte der Staatsangehörigen ihres 
Landes erforderlichen Handlungen im Gebiet 
des Gastlandes vorzunehmen (Artikel 1 Nr. 6). 

Die vorgesehenen Änderungen lehnen sich über- 
wiegend an vergleichbare mit anderen Staaten bzw. 
in EWG-Verordnungen über Soziale Sicherheit ge- 
troffene Regelungen an. 

Bonn, den 23. September 1971 

Frau Schlei 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2430 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 23. September 1971 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Frau Schlei 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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